
FÜR UNTERNEHMER

Umsatzsteuer: Erleichterung für
Gebrauchtwarenhändler
Von Gebrauchtwarenhändlern wird keine Umsatzsteuer
erhoben, wenn der Differenzbetrag zwischen Verkaufs-
und Einkaufspreisen im Jahr nicht über der Kleinunter-
nehmergrenze von 1 7.500 EUR liegt. Dies entschied der
9. Senat des Finanzgerichts Köln in seinem jetzt veröf-
fentl ichten Urtei l vom 1 3. Apri l 201 6 (Az. 9 K 667/1 4).

Geklagt hatte ein Gebrauchtwagenhändler, der in den
Jahren 2009 und 201 0 jeweils Umsätze in Höhe von ca.
25.000 EUR erzielt hatte. Da er seine Fahrzeuge von Pri-
vatpersonen ohne Umsatzsteuer ankaufte, hätte er ohne-
hin nur die Differenz zwischen Ein- und Verkaufspreisen
der Umsatzsteuer unterwerfen müssen (Differenzbe-
steuerung nach § 25a UStG). Da diese Differenzbeträge
aber in beiden Jahren unter der Kleinunternehmergrenze
von 1 7.500 EUR lagen, wollte er gar keine Umsatzsteuer
abführen. Nach § 1 9 UStG wird von Kleinunternehmern,

deren Gesamtumsatz im Vorjahr nicht über 1 7.500 EUR
lag und im laufenden Jahr 50.000 EUR voraussichtl ich
nicht übersteigen wird, keine Umsatzsteuer erhoben. Das
Finanzamt hatte jedoch für 201 0 Umsatzsteuer festge-
setzt, da es die Kleinunternehmergrenze aufgrund des
Gesamtumsatzes von 25.000 EUR als überschritten an-
sah.

Der 9. Senat des Finanzgerichts Köln kam nunmehr zu
dem Ergebnis, dass auch bei der Ermittlung des Ge-
samtumsatzes nach der Kleinunternehmerregelung nur
auf die Differenzumsätze, nicht auf die Gesamteinnahmen
abzustel len sei und gab der Klage statt. Der Senat stützte
seine Entscheidung unmittelbar auf Art. 288 der EU-Mehr-
wertsteuersystemrichtl inie. Danach könnten bei Anwen-
dung der Kleinunternehmerregelung Umsätze nur insoweit
herangezogen werden, wie sie auch tatsächlich der Be-
steuerung unterl iegen. Der Senat hat wegen der grund-
sätzl ichen Bedeutung des Verfahrens gegen sein Urtei l die
Revision zum Bundesfinanzhof in München zugelassen.

Quelle: PM FG Köln
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Editorial

Das Finanzgericht Köln traf in diesem Jahr ein für Kleinun-
ternehmer, die im Gebrauchtwarenhandel tätig sind, wichti-
ges Urteil: Gemäß den Regelungen für Kleinunternehmen
unterliegen beim Handel mit Gebrauchtwaren lediglich die
Differenzbeträge zwischen Ein- und Verkaufspreisen der
Umsatzsteuer, was für die steuerliche Einstufung eines Ge-
werbes von großer Bedeutung sein kann.

Ehepaare, die kein Gemeinschaftskonto führen, sollten
sich darüber bewusst sein, dass eine Übertragung von ei-
nem Einzelkonto des einen zu dem des anderen Ehepart-
ners als steuerpflichtige Schenkung eingestuft wird – auch,
wenn es sich dabei um gemeinsames Vermögen handelt. 

 

Haben Sie schon einmal darüber nachgedacht, Ihren Dienst-
wagen gegen ein Dienstfahrrad einzutauschen? Was eine
Umstellung auf ein Fahrrad, Pedelec oder E-Bike steuerlich
bedeutet, lesen Sie in unserem Lesezeichen. 

Und ob es sich bei einem schwarzen Sakko sowie schwar-
zen Hosen um Arbeitskleidung handelt, erfahren Sie anhand
des Beispiels eines Orchestermusikers.

Mit freundlichen Grüßen
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Schenkungsteuerpfl ichtige Zuwendung
unter Eheleuten
Eine schenkungsteuerpfl ichtige Zuwendung unter Ehe-
gatten l iegt auch dann vor, wenn ein Ehegatte den Ver-
mögensstand seines Einzelkontos oder Einzeldepots auf
den anderen Ehegatten überträgt. Beruft sich der be-
schenkte Ehegatte darauf, dass ihm schon vor der Über-
tragung der Vermögensstand zur Hälfte zuzurechnen war
und er deshalb insoweit nicht bereichert sei, trägt er zu-
dem nach dem Urtei l des Bundesfinanzhofs (BFH) vom
29. Juni 201 6 I I R 41 /1 4 hierfür die Feststel lungslast (ob-
jektive Beweislast).

Im Urtei lsfal l übertrug der Ehemann den Vermögensstand
seines bei einer Schweizer Bank geführten Einzeldepot-
kontos (Einzelkontos) auf ein ebenfal ls bei einer Schwei-
zer Bank geführtes Einzelkonto seiner Ehefrau. Das
Finanzamt nahm in voller Höhe des übertragenen Vermö-
gensstands eine freigebige Zuwendung des Ehemannes
an die Ehefrau an.

Die Ehefrau wendete ein, sie sei nur in Höhe der Hälfte
des Vermögensstands bereichert, da ihr die andere Hälfte
des Vermögensstands schon vor der Übertragung zuge-
standen habe. Das Finanzgericht wies die Klage ab. Die
Ehefrau, die dafür die Feststel lungslast trage, habe nicht
nachgewiesen, dass sie schon vor der Übertragung zur
Hälfte an dem Vermögen berechtigt gewesen sei.

Der BFH bestätigte die Klageabweisung: Der beschenkte
Ehegatte trage demnach die Beweislast für Tatsachen,
die der Annahme einer freigebigen Zuwendung entge-
genstehen. Dies gelte auch für die Umstände, die bele-
gen sollen, dass dem anderen Ehegatten das Guthaben,
das er vom Einzelkonto seines Ehegatten unentgeltl ich
erhalten hat, im Innenverhältnis bereits vor der Übertra-
gung ganz oder tei lweise zuzurechnen gewesen sein sol l .

Die Entscheidung des BFH betrifft Einzelkonten, nicht
aber Gemeinschaftskonten der Ehegatten. Kontovoll-
machten für Einzelkonten sind für die schenkungsteuer-
rechtl iche Beurtei lung ohne Bedeutung.

Quelle: PM BFH

FÜR BAUHERREN UND VERMIETER

Kabinett beschließt Berufszulassungs-
regelungen für Immobil ienmakler und
Wohnungseigentumsverwalter
Das Kabinett hat am 31 . August 201 6 den vom Bundes-
minister für Wirtschaft und Energie vorgelegten Gesetz-
entwurf zur Einführung einer Berufszulassungsregelung
für gewerbliche Immobil ienmakler und Verwalter von
Wohnungseigentum beschlossen.

Immobil ienmakler müssen künftig für die Ertei lung einer
Gewerbeerlaubnis einen Sachkundenachweis erbringen.
Für Wohnungseigentumsverwalter wird erstmals eine Er-
laubnispfl icht eingeführt. Für die Erlaubnisertei lung müs-
sen auch sie künftig einen Sachkundenachweis vorlegen

und eine Berufshaftpfl ichtversicherung abschließen.

Bundesminister Gabriel: „Die neuen Regelungen für Im-
mobil ienmakler und Wohnungseigentumsverwalter sind
eine gute Nachricht für Verbraucher. Denn für viele Men-
schen spielt der Erwerb von Wohnungseigentum eine zu-
nehmend wichtige Rolle bei Altersvorsorge oder
Vermögensbildung. Sie müssen auf die Qualität der
Dienstleistung und die erforderl iche Sachkunde vertrauen
können. Dies stel len wir u. a. durch die Einführung eines
Sachkundenachweises sicher. Der Verbraucherschutz im
Immobil ienbereich wird damit erheblich gestärkt. “

Durch die Einführung der Sachkundenachweise soll die
Qualität der von Wohnungseigentumsverwaltern und Im-
mobil ienmaklern erbrachten Dienstleistungen verbessert
werden. Mit der verpfl ichtenden Berufshaftpfl ichtversiche-
rung für Wohnungseigentumsverwalter werden Woh-
nungseigentümer vor finanziel len Schäden geschützt, die
durch eine fehlerhafte Berufsausübung entstehen kön-
nen. Das Gesetz dient der Umsetzung des Koalitionsver-
trages.

Quelle: BMWi, PM vom 31 . August 201 6

LESEZEICHEN

Lohnsteuerl iche Behandlung der Über-
lassung von (Elektro-) Fahrrädern an
Arbeitnehmer

Derzeit häufen sich Anfragen zu Fällen, in denen Arbeit-
geber ihren Arbeitnehmern die Überlassung eines
Dienstrades zur privaten Nutzung anbieten. Dazu liegt ein
ausführl icher Artikel der Steuerberaterkammer München
vor, den Sie unter diesem Google-Shortl ink erreichen:
http: //goo.gl/Ta33E0

FÜR HEILBERUFE

Verlegung eines Arzt-Praxissitzes in
einen anderen Planungsbereich
Ärzte oder Psychotherapeuten dürfen ihren Praxissitz nur
verlegen, wenn Gründe der vertragsärztl ichen Versor-
gung dem nicht entgegenstehen. Die Verlegung des Pra-
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xissitzes von einem nicht gut versorgten Stadttei l oder
Bezirk (hier: Berl in-Neukölln, psychotherapeutischer Ver-
sorgungsgrad 87,7 %) in einen Bezirk mit einer bereits
sehr hohen Überversorgung (hier: Tempelhof-Schöne-
berg, 344 %) darf deshalb im Regelfal l nicht genehmigt
werden.

Die beigeladene Psychotherapeutin hatte zum
1 . Apri l 201 3 eine Praxis in Berl in-Neukölln im Wege der
Nachfolgezulassung übernommen und beantragte ein
halbes Jahr später die Verlegung an ihre Wohnadresse
im Berl iner Bezirk Tempelhof-Schöneberg. Beide Bezirke
befinden sich im selben großräumigen Planungsbereich
(Gesamt-Berl in). Der Zulassungsausschuss lehnte den
Antrag mit der Begründung ab, dass die schon jetzt un-
gleichmäßige Versorgung durch die Sitzverlegung ver-
schärft werde. Der Widerspruch der Psychotherapeutin
hatte Erfolg; der Berufungsausschuss gab dem Antrag
auf Sitzverlegung statt und bezog sich dabei auf das Er-
gebnis einer Internetrecherche zur Versorgung mit Psy-
chotherapeuten an den beiden Praxisstandorten.
Außerdem lägen die Praxisstandorte nur etwa 5 km von-
einander entfernt, sodass Patienten aus Berl in-Neukölln
die Praxis in Tempelhof-Schöneberg mit öffentl ichen Ver-
kehrsmitteln gut erreichen könnten.

Das Sozialgericht hat die dagegen von der Kassenärztl i-
chen Vereinigung erhobene Klage abgewiesen. Die Sitz-
verlegung sei zu Recht genehmigt worden. Auch wenn
die Internet-Recherche des Berufungsausschusses zum
Versorgungsgrad nicht frei von Fehlern gewesen sei, sei
die Entscheidung wegen der geringen Entfernung zwi-
schen den beiden Praxisstandorten und der guten Ver-
kehrsverbindungen im Ergebnis nicht zu beanstanden.

Auf die Sprungrevision der klagenden Kassenärztl ichen
Vereinigung hat der 6. Senat des Bundessozialgerichts
das Urtei l des Sozialgerichts am 3. August 201 6 nach
mündlicher Verhandlung geändert und den beklagten Be-
rufungsausschuss zur Neubescheidung verurtei lt.

Ein Arzt oder ein Psychotherapeut hat einen Anspruch
darauf, dass seine Sitzverlegung innerhalb des Pla-
nungsbereichs genehmigt wird, wenn Gründe der ver-
tragsärztl ichen Versorgung dem nicht entgegenstehen.
Die Beurtei lung, ob solche Gründe vorl iegen, unterl iegt
einer nur eingeschränkten gerichtl ichen Kontrol le; den
Zulassungsgremien kommt ein Beurtei lungsspielraum zu.
Diesen Beurtei lungsspielraum hat der Berufungsaus-
schuss hier überschritten.

Er hat nicht hinreichend berücksichtigt, dass nach dem
Wil len des Gesetzgebers verhindert werden soll , dass
sich die Versorgung in Teilen von eigentl ich gut versorg-
ten großen Planungsbereichen (hier: Berl in) durch Pra-
xissitzverlegungen verschlechtert. Angesichts der extrem
unterschiedl ichen Versorgung zwischen Berl in-Neukölln
und Tempelhof-Schöneberg werden einer Verlegung des
Praxissitzes vom schlechter zum besser versorgten Be-
zirk auch bei einer Gruppe wie den Psychotherapeuten in
al ler Regel Versorgungsgesichtspunkte entgegenstehen.

Allerdings kann nicht ganz ausgeschlossen werden, dass

sich die Versorgungslage mit Bl ick auf die konkreten Pra-
xisstandorte anders darstel lt, als das nach den allgemei-
nen Versorgungsgraden in den Bezirken anzunehmen ist.
Hierzu wird der Berufungsausschuss nähere Feststel lun-
gen zu treffen haben.

Quelle: PM BSG zu Urtei l Az. B 6 KA 31 /1 5 R

EINKOMMENSTEUER UND PERSÖNLICHE
VORSORGE

Schwarzer Anzug – keine Berufsklei-
dung eines Orchestermusikers

Vor dem Finanzgericht Münster stritt ein Orchestermusi-
ker vergeblich gegen das Finanzamt um die Anerkennung
von Kosten für ein schwarzes Sakko und zwei schwarzen
Hosen als Werbungskosten bei den Einkünften aus nicht-
selbstständiger Arbeit bei der Veranlagung zur Einkom-
mensteuer 201 4.

Der Musiker ist auch freiberufl ich als Musiker tätig und er-
zielt hieraus Einkünfte aus selbstständiger Tätigkeit. Auf-
grund seines Dienstvertrages ist er als Orchestermitgl ied
verpfl ichtet, bei Konzerten eine schwarze Hose, ein
schwarzes Sakko, ein weißes oder schwarzes Hemd und
Krawatte zu tragen. Der Kläger erhält als Orchestermit-
gl ied ein monatl iches Kleidergeld in Höhe von 11 ,79 EUR,
das von seinem Arbeitgeber dem Lohnsteuerabzug unter-
worfen wird.

Im Streitjahr 201 4 erwarb der Kläger ein schwarzes Sak-
ko für 309,95 EUR und zwei schwarze Hosen für insge-
samt 239,90 EUR. In seiner Einkommensteuererklärung
für das Jahr 201 4 setzte er die Aufwendungen für das
schwarze Sakko und die schwarzen Hosen als Wer-
bungskosten bei seinen Einkünften aus nichtselbstständi-
ger Tätigkeit an. Das Finanzamt erkannte diese
Aufwendungen nicht als Werbungskosten an und verwies
zur Begründung auf das Abzugs- und Auftei lungsverbot
gemäß § 1 2 Einkommensteuergesetz (EStG).

Das Finanzgericht schloss sich der Auffassung des Fi-
nanzamts an und begründete: Diese Kleidungsstücke
stel lten keine typische Berufskleidung gemäß § 9 Abs. 1
S. 3 Nr. 6 S. 1 EStG, sondern bürgerl iche Kleidung dar.
Auch eine antei l ige Berücksichtigung der Aufwendungen
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zehn Jahre zurücklag, nahm ein Bausparer das Bauspar-
darlehen nicht in Anspruch. Das Sparguthaben wurde mit
2,5 % jährl ich verzinst. Die Bausparkasse kündigte den
Bausparvertrag. Dagegen setzte sich der Bausparer zur
Wehr und begehrte die gerichtl iche Feststel lung des Fort-
bestehens des Bausparvertrags. Er unterlag nun auch in
zweiter Instanz. Der Senat hält die Kündigung für wirk-
sam und stützt das Kündigungsrecht der Bausparkasse
auf § 489 Abs. 1 Nr. 2 BGB. Danach kann ein Darlehens-
nehmer einen Darlehensvertrag mit festem Zinssatz zehn
Jahre nach vollständigem Empfang kündigen.

Diese Norm finde Anwendung auf Bausparverträge. Bei
diesen Verträgen sei in der Ansparphase der Bausparer
als Darlehensgeber und die Bausparkasse als Darle-
hensnehmerin anzusehen. Diese Passivgeschäfte der
Bausparkassen würden vom Schutzbereich des Gesetzes
erfasst. Auch Bausparkassen müssten davor geschützt
werden, dauerhaft einen nicht marktgerechten Zinssatz
zahlen zu müssen. Sie könnten in Ertragsschwierigkeiten
kommen, wenn sie die geschuldete Verzinsung mangels
ausreichender Nachfrage an Bauspardarlehen nicht in
vol lem Umfang über das Aktivgeschäft erwirtschaften
könnten.

Die Zehnjahresfrist im Sinne des § 489 Abs. 1 Nr. 2 BGB
beginne ab Eintritt der Zutei lungsreife. Von da an habe es
der Bausparer al lein in der Hand, seinen Anspruch auf
Erhalt der Bausparsumme zu begründen. Damit hält der
Senat an seiner bisherigen Rechtsprechung fest, die mit
derjenigen der Oberlandesgerichte Hamm, Celle und
Köln im Einklang steht. Da das Oberlandesgericht Stutt-
gart jedoch anderer Auffassung ist, hat der Senat die Re-
vision zugelassen. Dadurch ist es dem unterlegenen
Bausparer möglich, die Rechtsfrage durch den Bundes-
gerichtshof höchstrichterl ich klären zu lassen.

Quelle: PM OLG Koblenz

AKTUELLE STEUERTERMINE
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M),
Einkommensteuer, Körperschaftsteuer:
1 0.1 0.201 6 (1 3.1 0.201 6)*

Fälligkeit der Beiträge zur Sozialversicherung:
24./25.1 0.201 6 (Beitragsnachweis)
26./27.1 0.201 6 (Beitragszahlung)
In Bundesländern, in denen der Reformationstag kein gesetzl i-

cher Feiertag ist, verschiebt sich der Termin um einen Tag.

Zur Wahrung der Frist muss der Beitragsnachweis am Vortag bis

spätestens 24.00 Uhr eingereicht sein.

* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in Klam-

mern.

WICHTIGER HINWEIS
Gesetze und Rechtsprechung ändern sich fortlaufend. Nutzen Sie deshalb

unsere Briefe zur Information. Bitte denken Sie aber daran, dass Sie vor

Ihren Entscheidungen grundsätzl ich unsere Beratung in Anspruch neh-

men, weil wir sonst keine Verantwortung übernehmen können.

für die genannten Kleidungsstücke komme nicht in Be-
tracht. Die Aufwendungen für die zwei schwarzen Hosen
und das schwarze Sakko seien vielmehr als Kosten der
privaten Lebensführung anzusehen und gemäß § 1 2 Abs.
1 S. 2 EStG nicht steuerl ich abziehbar.

Um typische Berufskleidung handelt es sich, wenn die
berufl iche Verwendungsbestimmung bereits in ihrer Be-
schaffenheit entweder durch ihre Unterscheidungsfunk-
tion – wie z. B. bei Uniformen oder durch dauerhaft ange-
brachte Firmenembleme – oder durch ihre Schutzfunktion
– wie bei Schutzanzügen, Arbeitsschuhen o. Ä. – zum
Ausdruck kommt. Eine Revision hat das Gericht nicht zu-
gelassen.

Quelle: FG Münster, Az. 8 K 3646/1 5 E

Kein steuerl icher Abzug von Studien-
kosten bei Stipendium
Studienkosten können nicht als (vorweggenommene)
Werbungskosten steuerl ich berücksichtigt werden, wenn
die Kosten im Rahmen eines Stipendiums steuerfrei er-
stattet wurden. Dies entschied der 1 2. Senat des Finanz-
gerichts (FG) Köln in seinem jetzt veröffentl ichten Urtei l
vom 20. Mai 201 6 (Az. 1 2 K 562/1 3).

Geklagt hatte ein Rechtsanwalt, der für sein Aufbaustudi-
um zum Master of Laws in den USA ein Stipendium des
Deutschen Akademischen Austauschdienstes (DAAD) er-
hielt. Von den Kosten für das Auslandsstudium in Höhe
von insgesamt ca. 30.000 EUR wurden ihm vom DAAD
22.000 EUR erstattet. Der Kläger machte in seiner Steu-
ererklärung für das Streitjahr 201 0 gleichwohl die gesam-
ten Kosten als vorweggenommene Werbungskosten bei
seinen Einkünften aus nichtselbstständiger Tätigkeit gel-
tend.

Das FG Köln lehnte einen weitergehenden Abzug der
Studienkosten ab. Es vertrat die Auffassung, dass der
Kläger im Ergebnis keine Aufwendungen getragen habe,
soweit ihm die Kosten durch das Stipendium steuerfrei
erstattet worden seien.

Der Senat hat wegen der grundsätzl ichen Bedeutung des
Verfahrens gegen sein Urtei l die Revision zum Bundesfi-
nanzhof in München zugelassen. Die vollständige Ent-
scheidung finden Sie unter diesem Google-Shortl ink:
http: //goo.gl/q2sZBy

Quelle: PM FG Köln

FÜR SPARER UND KAPITALANLEGER

Kündbarkeit von Bausparverträgen
durch Bausparkassen
Bausparkassen können zur Zinsersparnis Bausparverträ-
ge wirksam kündigen. Dies entschied der für Bankrecht
zuständige achte Zivi lsenat des Oberlandesgerichts Ko-
blenz (Urtei l vom 29. Jul i 201 6, Az. 8 U 11 /1 6).

Obwohl die Zutei lungsreife eines Bausparvertrags über
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